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GESUCH UM AUSZAHLUNG

(INITIATIVEN ZUM SCHUTZ UND ZUR FÖRDERUNG DER SPRACHMINDERHEITEN)

Einheitstext des D.P.R.A. vom 23.06.1997, Nr. 8/L und D.P.Reg. vom 15.06.2006, Nr. 9/L
	Stempelfrei
	
	Datum    


An die

	
	
	Autonome Region Trentino-Südtirol

Abteilung III

Amt für Sprachminderheiten
Gazzolettistrasse 2
38122 Trient


Der/Die Unterfertigte ________________________________________________________________________________

geb. am______________________ in ________________________________________ gesetzlicher Vertreter des/der __________________________________________________________________________________________________

mit Sitz in der Gemeinde ________________________ PLZ _________ Straße __________________________Nr._____ ersucht
die Regionalverwaltung um Auszahlung der Finanzierung, im Sinne des Einheitstextes in geltender Fassung, die mit Beschluss des Regionalausschusses vom _____________ Nr. _________ für die nachstehende Initiative gewährt wurde: __________________________________________________________________________________________________
__________________________________________________________________________________________________

__________________________________________________________________________________________________
Für die Überweisung des Betrages wird die IBAN-Nummer ________________________________________________ 
lautend auf _____________________________________________________________________________ bei der Bank 
________________________________________________ Filiale __________________________________angegeben.

Für allfällige Mitteilungen wird die Telefonnummer von Herrn/Frau ____________________________________________ 
Telefon _________________________________ E-Mail___________________________________________angegeben. 
vollständige Unterschrift 
des/der gesetzlichen Vertreters/Vertreterin  X _____________________________________________________________
BEIZULEGENDE UNTERLAGEN

· Erläuternder Bericht über die durchgeführte Initiative (Seite 3 )
· Erläuternde Unterlagen über die durchgeführte Initiative (Seite 3)
· Ersatzerklärung anstelle des Notorietätsaktes mit Angabe der im Rahmen der Initiative erzielten Einnahmen und Gesamtkosten (Seite 4) 

· Schlussbilanz der Veranstaltung und Auflistung der Ausgabenbelege (Rechnungen, Steuerbelege, Spesennoten usw.) im Original und mindestens in Höhe des gewährten Beitrages (Seite 5).
· Erklärung zur Vorsteuer von 4% (Seite 6)

· Eventuelle Erklärung über ehrenamtliche Tätigkeit
· Kopie des gültigen Personalausweises des gesetzlichen Vertreters 

DAS AUSZAHLUNGSGESUCH IST INNERHALB 31. DEZEMBER DES AUF DIE BEITRAGSGEWÄHRUNG FOLGENDEN JAHRES EINZUREICHEN.

	Die Ausgabenbelege müssen im Original vorgelegt werden, auf den Antragsteller ausgestellt und von diesem beglichen worden sein.

Die erfolgte Bezahlung ist durch Quittierung in einer der folgenden Varianten zu belegen:

FÜR DIE VEREINE:
· Stempel “bezahlt” und Unterschrift des Rechnungsstellers;
· Erklärung des Rechnungsstellers, den entsprechenden Betrag erhalten zu haben;

· Zahlungsbestätigung der Bank;

· Quittung oder Anlastungsbestätigung der Bank;

· Scheckabschnitt mit entsprechendem Kontoauszug. Der Kontoauszug aus dem Internet ist nicht gültig;

· Bei Zahlungen mittels Homebanking eine Kopie des offiziellen Kontoauszugs der Bank beilegen, wobei nicht relevante Daten unlesbar gemacht werden können;

· Einzahlungsbeleg für Postkontokorrent;
· Kassabelege und Steuerquittungen in einer Spesennote zusammengefasst und mit der Erklärung, dass sie sich auf die Initiative beziehen;

· Ehrenamtliche Tätigkeit:

Zum Zwecke der Auszahlung der Finanzierung müssen die Empfänger eine Erklärung zum Ersatz eines Notorietätsaktes des gesetzlichen Vertreters der Körperschaft vorlegen, in der bestätigt wird, welche Tätigkeit oder Arbeit mit Beteiligung ehrenamtlicher Mitarbeiter durchgeführt wurde sowie die entsprechende Anzahl der geleisteten Arbeitsstunden und dass für die ehrenamtlichen Leistungen, die bei der Festlegung der zugelassenen Ausgabe zu berücksichtigen sind, keine andere öffentliche oder private Unterstützung in Anspruch genommen wurde (Formular anfordern).

FÜR DIE ÖFFENTLICHEN KÖRPERSCHAFTEN
· Kopie des Zahlungsmandats mit Stempel und Quittung, gegengezeichnet vom Schatzmeister;

· Kassabelege und Steuerquittungen in einer Spesennote zusammengefasst und mit der Erklärung, dass sie sich auf die Initiative beziehen.
WICHTIG:

1. Auf den Rechnungen bzw. auf den Ausgabenbelegen muss die Bezeichnung der durchgeführten Initiative angegeben werden. 



1) ERLÄUTERNDER BERICHT ÜBER DIE INITIATIVE 

BEZEICHNUNG DER INITIATIVE: ___________________________________________________________________

______________________________________________________________________________________________
BESCHREIBUNG:
2) ERLÄUTERNDE UNTERLAGEN ÜBER DIE DURCHGEFÜHRTE INITIATIVE BEILEGEN:

Ausführliche Unterlagen zur Erläuterung der durchgeführten Tätigkeiten beilegen (z.B.: Kopie des Programmes, Unterlagen betreffend Tagungen, Zeitungsartikel CDs oder DVDs).

ERKLÄRUNG ZUM ERSATZ EINES NOTORIETÄTSAKTES
(ausgestellt im Sinne des Art. 47 des DPR vom 28. Dezember 2000, Nr. 445)

Der/Die Unterfertigte ______________________________________________________________ als gesetzlicher/e Vertreter/in der/des _________________________________________________________________________________________________
__________________________________ mit Sitz in _________________________________ Straße __________________________

Steuernummer ________________________________________ MwSt. Nr ._______________________________________________
ist sich der strafrechtlichen Folgen laut Art. 76 des DPR vom 28. Dezember 2000, Nr. 445 im Falle der Urkundenfälschung bzw. wahrheitswidriger Erklärungen bewusst und in Bezug auf die Initiative
“………………………………………………………………………….…………….................................................................…………..”
ERKLÄRT ER/SIE UNTER EIGENER VERANTWORTUNG,
· dass sich die Beträge ohne Mehrwertsteuer verstehen, da diese abgesetzt werden kann;

· dass sich die Beträge einschließlich Mehrwertsteuer verstehen, da diese nicht abgesetzt werden kann.
· dass für die Initiative die nachstehende Gesamtsumme ausgegeben wurde: € ________________________________________
· dass sich die Einnahmen wie folgt zusammensetzen:
1) Finanzierung der Region






€ ____________________________

2) Andere Beiträge (Körperschaften und Beträge angeben)

________________________________________________________________

€ ____________________________

________________________________________________________________

€ ____________________________

________________________________________________________________

€ ____________________________

________________________________________________________________

€ ____________________________

3) Teilnahme- oder Einschreibegebühren für die Initiative:
a) von Mitgliedern







€ ____________________________

b) und/oder von Drittpersonen






€ ____________________________

4) Einnahmen oder Einkünfte zur Initiative:
a) Sponsoren








€ ____________________________
b) Eintrittskarten








€ ____________________________
c) Verkauf von Getränken und/oder Speisen





€ ____________________________
d) Verkauf von Katalogen, CDs oder Anderem




€ ____________________________
5. Eigene Mittel (Defizit)







€ ____________________________
Der/Die Unterfertigte erklärt, für diese Initiative keine anderen Beiträge erhalten oder andersweitig angesucht zu haben und dass sich sämtliche im Original beiliegenden Unterlagen auf die genannte Initiative beziehen.
==================================================================================
WICHTIG
Um die Auszahlung der Finanzierung im festgesetzten Ausmaß zu erhalten, muss die tatsächlich bestrittene Gesamtausgabe mindestens der Höhe der vom Amt zugelassenen Ausgabe, einschließlich des Wertes der eventuell geleisteten ehrenamtlichen Tätigkeiten, entsprechen. Andernfalls wird die Finanzierung proportional gekürzt.
Es sind quittierte Ausgabenbelege vorzulegen, die mindestens der Höhe der gewährten Finanzierung entsprechen. 
Die Regionalverwaltung behält sich vor, stichprobenweise Kontrollen der gesamten Ausgabenbelege durchzuführen.
========================================================================

· Information im Sinne der Art. 7, 8 und 11 des gesetzesvertretenden Dekretes vom 30. Juni 2003, Nr. 196 - Regelung betreffend den Datenschutz: Die Angabe obgenannter Daten ist laut den geltenden Bestimmungen für die Zwecke des Verfahrens Pflicht, für das sie eingeholt werden, und werden hierfür und für andere mit den genannten Zwecken vereinbaren Verfahren verwendet.
· Im Sinne des Art. 13 des gesetzesvertretenden Dekretes vom 30. Juni 2003, Nr. 196 ist der/die Unterfertigte außerdem informiert, dass die Angabe obgenannter Daten in der vorliegenden Erklärung laut den geltenden Bestimmungen für die Zwecke des Verfahrens Pflicht ist, dass diese bei der Autonomen Region Trentino-Südtirol – Amt für Sprachminderheiten aufbewahrt wird und dass dem/der Unterfertigten ebenso die Rechte gemäβ Art. 7 des oben genannten gesetzesvertretenden Dekretes Nr. 196/2003 zustehen.

Ort und Datum _________________________   vollständige Unterschrift 
des/der gesetzlichen Vertreters/In X _________________________________________
========================================================================
________________________________________________________________________________________________________________________
DEM AMT VORBEHALTEN

Im Sinne des Art. 38 des DPR vom 28. Dezember 2000, Nr. 445 bedarf die Unterschrift dieser Erklärung keiner Beglaubigung, da
· die Unterschrift im Beisein eines für die Entgegennahme des Dokuments zuständigen Bediensteten geleistet wurde;
· das Dokument unterzeichnet und zusammen mit der Fotokopie des Ausweises der unterzeichnenden Person übermittelt wurde.
Ort und Datum ___________________________________ Unterschrift des Bediensteten ___________________________________

SCHLUSSBILANZ UND AUFLISTUNG DER AUSGABENBELEGE IN HÖHE DES BEITRAGES
	SCHLUSSBILANZ
	AUFLISTUNG DER AUSGABENBELEGE IN HÖHE DES BEITRAGES

	AUSGABENPOSTEN
	BETRAG
	RECHNUNGSSTELLER
	DOKUMENT
	BETRAG

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	ausgegebene Gesamtsumme
	€
	
	
	


Datum_________________________________ vollständige Unterschrift des/der gesetzlichen Vertreters/In X ________________________________________________________
Der Gesuchsteller, als gesetzlicher Vertreter des Vereins, teilt mit, dass die Finanzierung, um deren Auszahlung angesucht wird, hinsichtlich des Einbehalts der Vorsteuer von 4% gemäß Art. 28 Abs. 2 des DPR vom 29. September 1973, Nr. 600 wie folgt einzustufen ist: 

	· Die begünstigte Organisation übt keine, auch nicht gelegentliche, Handelstätigkeiten aus; (unterliegt nicht der Vorsteuer) 
· Obwohl die begünstigte Organisation nicht ausschließlich oder vorwiegend eine Handelstätigkeit ausübt, dient der Beitrag zur Verminderung von Betriebskosten oder zur Deckung des Betriebsverlustes, zu der auch Einnahmen aus einer Handelstätigkeit beitragen (Sponsorverträge, Verkauf von Eintrittskarten, Mitgliedsbeiträge oder Einschreibegebühren, Verkauf von Getränken und Speisen usw.) 
 (Vorsteuer wird einbehalten) 
· Der Beitrag dient ausschließlich zur Deckung von Ausgaben oder Fehlbeträgen, und zwar ausschließlich in Bezug auf institutionelle Einnahmen (die Einnahmen stammen ausschließlich von Mitgliedsbeiträgen oder von öffentlichen Körperschaften. Falls andere Einnahmen aus einer gewerblichen Tätigkeit vorhanden sind, müssen diese und die institutionellen Einnahmen, für die um die Gewährung eines Beitrags angesucht wird, mit getrennter Buchhaltung verwaltet werden) 
 ; (unterliegt nicht der Vorsteuer)
· Die begünstigte Organisation ist eine ehrenamtlich tätige Organisation – ONLUS – (im Landesverzeichnis der ehrenamtlich tätigen Organisationen, Sozialgenossenschaften,  usw. laut Art. 10 des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 460/97 eingetragen);
 (unterliegt nicht der Vorsteuer)
· Der Beitrag dient ausschließlich zum Ankauf und zur Modernisierung von Investitionsgütern (Sachanlagevermögen oder immaterielles Anlagevermögen); (unterliegt nicht der Vorsteuer)
· Der Beitrag ist von der genannten Pflicht des Vorsteuerabzuges aufgrund einer anders lautenden Gesetzesbestimmung ___________________ befreit;
 (unterliegt nicht der Vorsteuer)



NOTA BENE:

Die Autonome Region Trentino-Südtirol behält sich als Steuervertreter vor, die Vorsteuer gemäß den gesetzlichen Vorgaben aufgrund der beiliegenden Erklärungen und eventueller weiterer Kontrollen einzubehalten.

Ort und Datum _____________________
vollständige Unterschrift 

des/der gesetzlichen Vertreters/Vertreterin x_______________________________________________________________

Rechtsnormen:
Dekret des Präsidenten der Region vom 4. März 2005, Nr. 5/L :

„Verordnung betreffend die Modalitäten und Fristen der Rechnungslegung und Überprüfung der von der Region finanzierten Tätigkeiten, Bauten, Arbeiten und Ankäufe“.

Dekret des Präsidenten der Region vom 15. Juni 2006, Nr. 9/L :

Genehmigung der neuen „Durchführungsverordnung zum Einheitstext betreffend den Teil über die Bestimmungen zum Schutz und zur Förderung der Sprachminderheiten“, genehmigt mit DPRA vom 23. Juni 1997, Nr. 8/L.
Informationen:
www.region.tnst.it/minderheiten.aspx
AUTONOME REGION TRENTINO-SÜDTIROL

Abteilung III – Sprachminderheiten und europäische Integration

Amt für Sprachminderheiten
Gazzoletti-Strasse 2 – 38122 Trient
Bezugspersonen:

Amtsdirektor

Sieghard Gamper

Telefon 0461/201407 – Fax 0461/204387

sieghard.gamper@region.tnst.it
Sachbearbeiter:

Herr Roberto De Bernardis

Telefon 0461/201441 – Fax 0461/201387

roberto.debernardis@region.tnst.it
AUF ANFRAGE WIRD DIESES FORMULAR AUCH PER E-MAIL ZUGESANDT
� Die Einnahmen aus einer gewerblichen Tätigkeit werden nicht mit getrennter Buchhaltung verwaltet, wie es hingegen im folgenden Absatz sowie in der Fußnote 2 vorgesehen ist.


� Art. 143 Abs. 1 des DPR vom 22. Dezember 1986, Nr. 917 und auf Art. 144 Abs. 2 des DPR Nr. 917/86.


� Art. 16 des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 460/97.


� Gesetzliche Norm angeben
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